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In der Hormonlawine 
Sieben Redaktorinnen und 
Redaktoren erinnern sich 
an die Skilager ihrer Jugend. 
33 

Oh,Mann! 
Livio Dainese, Werber 
des Jahres 2018, über 
die Männermesse. 
Züritipp 

Gegen Zersiedelung 
Warum der Architekt 
Mario Botta für die 
Initiative kämpft. 
4 

Die Grasshoppers spielen ums überleben 
// 
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Fussball Heinz Spross, Grossaktionär bei den Grasshoppers, zieht sich zurück. Damit stürzt der 
Mann mit GC-Herz die Zürcher in die nächste Krise und reisst ein 8-Millionen-Loch in die Kasse. 
Das müssen jetzt Präsident StephanAnlikerund Mitbesitzer Peter Stüber stopfen. Seite 23 

Alzheimer-Patienten müssen noch länger warten 

Medizin Die Hoffnungen auf ein Medi­
kament, das die Alzheimerkrankheit 
stoppen kann, wurden gestern abermals 
zerschlagen. Die Firmen Rache und AC 
Immune gaben bekannt, dass sie zwei 
Studien an 1500 Patienten abbrechen. 
Der Wirkstoff Crenezumab vermochte 
es offenbar nicht, die Krankheit im An­
fangsstadium zu bremsen. Die beiden 
Schweizer Unternehmen reihen sich 
damit in eine Abfolge von Entwicklern 

ein, die das Scheitern ihrer Studien hin­
nehmen mussten. Immerhin: Rache und 
AC Immune versichern, weiter auf dem 
Gebiet forschen zu wollen - anders als 
vor einem Jahr das Pharmaunterneh­
men Pfizer. Der US-Konzern stellte die 
Erforschung der neurodegenerativen 
Erkrankungen komplett ein. An einer 
Demenz oder der Alzheimerkrankbeit 
leiden weltweit ungefähr 50 Millionen 
Menschen. (afo, pg) Seite 9 

Kommentare & Analysen 

<<Nach zweimal 
120 Minuten steht es 
8:1 für <Zwingli>. Der 
Film ist klar besser.» 

Marius Huber 
Der Zürich-Redaktor vergleicht «Zwingli» 
mit dem Blockbuster «Luther». Seite 25 

tudierte sind in 
der Schweiz bald 
in der Mehrheit 
Demographie 2020 wird es mehr Personen mit 
höherer Bildung geben als solche, die ausschliesslich 
einen Lehrabschluss oder eine Matura haben. 
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Raphaela Birrer zent derTertiärabsolventen in Branchen 

Das Bildungsniveau in der Schweiz 
steigt in den kommenden 20 Jahren. 
Schon nächstes Jahr werden erstmals 
mehr Personen eine Hochschule oder 
eine höhere Berufsbildung absolviert 
haben als ausschliesslich eine Lehre 
oder ein Gymnasium. Und 2030 werden 
rund die Hälfte der 25- bis 64-Jährigen 
über eine Tertiärausbildung verfügen. 
Das geht aus einem Bericht zu den Aus­
wirkungen der demografischen Ent­
wicklung auf die Bildung hervor, den der 
Bundesrat gestern verabschiedet hat. 

Demnach entspricht die Zunahme 
hochgebildeter Fachkräfte der Nachfra­
ge auf dem Arbeitsmarkt. Bereits in den 
letzten zwölf Jahren habe sich eine «Ver­
schiebung der Stellen» beobachten las­
sen - hin zu Jobs, für die ein Hochschul­
abschluss erforderlich ist, schreibt der 
Bundesrat. Daten des Staatssekretariats 
für Wirtschaft belegen, dass fast 70 Pro-

mit starker Nachfrage tätig sind, wäh­
rend ein ebenso grosser Teil der Lehr­
und Gymnasiumabsolventen in Beru­
fen mit unterdurchschnittlichem Fach­
kräftebedarf arbeitet. 

Die Entwicklung des Bildungs­
niveaus erfolge bedarfsgerecht, sagt Bil­
dungsökonom Stefan Denzler. Das zei­
ge sich auch darin, dass trotz der stetig 
steigenden Zahl der Hochschulabsol­
venten weder die Löhne gesunken noch 
die Erwerbslosigkeit gestiegen seien. 

Dass damit die Akademisierung zu­
nimmt, beunruhigt Stefan Denzler nicht: 
«Solange der Hochschulbereich nicht 
am Arbeitsmarkt vorbei ausbildet, ist 
eine weitere Zunahme der Tertiärab­
schlüsse nicht problematisch.» Ausge­
rechnet die Wirtschaft hat allerdings 
Vorbehalte. Sie fürchtet sich vor einer 
zu starken Ausweitung des universitä­
ren Bereichs, wie es bei Arbeitgeber-und 
Gewerbeverband heisst. Seite 5 I/ 

Neue Theaterförderung I Maduro droht USA 
erregt Widerspruch mit neuem Vietnam 
Zürich Mehr Geld und mehr Druck für 
die Kleinen: Zürichs Stadtpräsidentin 
Corine Mauch und Kulturdirektor Peter 
Haerle präsentierten gestern ihr neues 
Fördersystem für Tanz und Theater. Die 
Sparte soll um ein Kinder- und Jugend­
theaterhaus ergänzt werden. Während 
sich etwa für Schauspielhaus, Theater 
Neumarkt und Gessnerallee wenig än­
dert, sollen die kleineren Bühnen und 
die Freien ihre Projekte bei einer einzi­
gen Jury einreichen, deren Vorschläge 
der Stadtrat abschliessend behandelt. 
Der Gemeinderat müsste Befugnisse ab­
treten. Ziel sei eine nachhaltigere För­
derung und eine strengere Auslese. Dies 
ängstigt betroffene Künstler- der finan­
zielle Mehrbedarf hingegen stösst den 
bürgerlichen Politikern sauer auf. (ked) 
Kommentar Seite 2, Bericht Seite 17 

Venezuela Der umstrittene Machthaber 
Nicolas Maduro lässt die Justiz gegen 
Juan Guaid6 ermitteln. Dem selbst­
ernannten Übergangspräsidenten droht 
somit die Verhaftung. Guaid6 zeigt sich 
unbeeindruckt: «Das ist nichts Neues.» 
Der US-Sicherheitsberater John Bolton 
drohte Maduro derweil mit «ernsthaf­
ten Konsequenzen» für den Fall, dass er 
Guaid6 Schaden zufügen sollte. Madu­
ro seinerseits warnte die USA: «Sollten 
sie vorhaben, bei uns zu intervenieren, 
werden sie ein schlimmeres Vietnam er­
leben, als sie es sich hätten vorstellen 
können», sagte er in einer Videobot­
schaft. In Caracas fanden gestern Pro­
teste gegen das Regime statt. «Das Volk 
ist aufgewacht. Wir wollen einen Wech­
sel», sagte eine Demonstrantin. (red, sda) 
Analyse und Bericht Seite 7 
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Schweiz 

Bald hat jeder weite studiert 
Bundesratsbericht Das Bildungsniveau in der Schweiz wird in den nächsten 20 Jahren steigen - weil es der Arbeitsmarkt fordert. 
Trotzdem sorgt sich die Wirtschaft. 
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Die Schweiz entwickelt sich zu 
einem Land der Hochgebildeten. 
Bereits nächstes Jahr werden 
mehr Personen über einen Ter­
tiärabschluss verfügen als über 
einen Abschluss der Sekundar­
stufe II. Und ab 2030 wird rund 
jeder Zweite 25- bis 64-Jährige 
eine Hochschule oder eine hö­
here Berufsbildung absolviert 
haben. 2017 waren es noch 
43Prozent. 

Demgegenüber sinkt der An­
teil Personen, die höchstens über 
eine Berufslehre oder eine gym­
nasiale Maturität verfügen, in den 
nächsten 20 Jahren von 45 auf 
40 Prozent. Immer häufiger 
schliessen sie danach noch eine 
Tertiärausbildung an. Stabil bei 
rund 11 Prozent bleibt auch künf­
tig der Anteil jener, die nach der 
obligatorischen Schule keine wei­
terführende Ausbildung machen. 

dung absolvieren», sagt Denzler. 
Die damit verbundene und häu­
fig beklagte Akademisierung be­
unruhigt ihn nicht: «Solange der 
Hochschulbereich nicht am 
Arbeitsmarkt vorbei ausbildet, 
ist eine weitere Zunahme der 
Tertiärabschlüsse nicht proble­
matisch.» Sowohl für Lehrab­
gänger als auch für Gymnasias­
ten bestünden je spezifische An­
schlusslösungen. Zudem sei das 
System durchlässig. Einzig bei 
jenem Zehntel der Bevölkerung, 
das auch künftig keinen Ab­
schluss auf der Sekundarstufe II 
vorweisen wird, sieht Denzler 
Handlungsbedarf: «Häufig sind 
Migranten betroffen. Hier muss 
die Politik Lösungen finden.» 

Befürchtete Folgen 

Diese Prognosen stellt der Bun­
desrat in seinem gestern verab­
schiedeten Bericht zu den Folgen 
der demografischen Entwicklung 
für den Bildungsbereich. Der Ana­
lyse liegt ein Auftrag der national­
rätlichen Bildungskommission 
zugrunde. Demnach steigt das ge­
nerelle Bildungsniveau in der 
Schweiz in den nächsten 20 Jah­
ren. Das entspreche der Nachfra­
ge auf dem Arbeitsmarkt, schreibt 
der Bundesrat. 

Die Studierendenzahlen steigen kontinuierlich an: Ein Vorlesungssaal im Hauptgebäude der Universität Zürich. Foto: Gaetan sa11y (Keystone) 

Die Wirtschaft beurteilt das ähn­
lich - auch wenn sie Befürchtun­
gen hegt, die Studie stärke die 
universitären Hochschulen über 
Gebühr. «Es wäre eine Fehlinter­
pretation, wenn man jetzt den 
universitären Bereich stark aus­
weiten würde. Nicht jeder braucht 
einen Uniabschluss», sagt Jürg 
Zellweger, Ressortleiter Bildung 
beim Arbeitgeberverband. «Wir 
sind in der Pflege, Informatik 
oder Technik auch auf Profis mit 
einer höheren Berufsbildung an­
gewiesen.» Auch Hans-Ulrich 
Bigler, Direktor des Gewerbever­
bandes, sorgt sich, dass das heu­
te ausgeglichene Verhältnis der 
Studierendenzahlen zu einseitig 
in Richtung universitäre Hoch­
schulen kippen könnte. 

Mehr Stellen für Studierte 
Daten des Staatssekretariats für 
Wirtschaft (Seco) legen das nahe: 
So arbeiten 70 Prozent der Per­
sonen mit einem Sek-II-Ab­
schluss in Berufen mit einem 
unterdurchschnittlichen Fach­
kräftebedarf. Dagegen sind zwei 
Drittel der Tertiär-Absolventen 
in Berufen mit überdurchschnitt­
lichem Bedarf tätig. Bereits in 
den letzten zwölf Jahren habe 
eine «klare Verschiebung der 
Stellen» stattgefunden - hin zu 
Jobs, für die ein Hochschulab­
schluss erforderlich sei, hält der 
Bundesrat fest. Die Nachfrage 
der Unternehmen nach Personen 

Bildungsniveau der Schweizer Bevölkerung 

Entwicklung Bildungsniveau der 25- bis 64-Jährigen, in % 
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mit einer Hochschulbildung ist 
gemäss dem Bericht so gross, 
dass sie nur zu zwei Dritteln mit 
inländischen Arbeitskräften ge­
deckt werden kann - zu einem 
Drittel ist die Wirtschaft auf hoch 
qualifizierte Zuwanderer ange­
wiesen. Der Bundesrat betont 
denn auch, dass das «künftige 
Gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage» entscheidend 
davon abhänge, wie sich die Mi­
gration entwickle. 

Der Bildungsökonom Stefan 
Denzler bestätigt die erhöhte 
Nachfrage der Wirtschaft. Des­
wegen seien weder die Löhne ge­
sunken noch die Erwerbslosig-

Muslime wollen Geld für den Schutz ihrer Moscheen 
Terrorgefahr Nach den Juden beantragen weitere Minderheiten Finanzhilfe vom Bund. 

Zum ersten Mal überhaupt sol­
len bedrohte Minderheiten Bun­
desgelder erhalten, um sich 
gegen terroristische Bedrohun­
gen zu schützen. Der Bundesrat 
hat eine entsprechende Verord­
nung in die Vernehmlassung ge­
schickt. Wenn alles nach Plan 
läuft, sollen bereits 2020 erste 
Subventionen für private Sicher­
heitsvorkehrungen betroffener 
Minderheiten fliessen. 

Der Auslöser ist die jüdische 
Gemeinschaft. Seit Jahrzehnten 
muss sie ihre Synagogen, Schu­
len und Altersheime auf eigene 
Kosten gegen mögliche Terror­
angriffe schützen. Laut Schät­
zungen des Israelitischen Ge­
meindebundes kostet das pro 
Jahr sechs bis sieben Millionen 
Franken. Immer wieder baten die 
Juden den Staat um Mithilfe, 
doch vergeblich. Noch Ende 2016 
kam der Bund in einem Bericht 
zum Schluss, für eine Finanzhil­
fe gebe es «weder eine Verfas­
sungs- noch eine Rechtsgrund-

lage». Zudem insinuierte der Be­
richt, die Juden seien reich 
genug, selber für ihre Sicherheit 
aufzukommen. 

Der Bericht und vor allem die 
antisemitischen Klischees, die er 
bediente, löste viel Kritik aus. 
Yvonne Feri und Daniel Jositsch 
(beide SP) reichten parlamenta­
rische Vorstösse ein, die einen 
politischen Prozess in Gang setz­
ten. Dieser mündet nun in den 
Erlass einer speziellen Verord­
nung. Dafür haben die Bundes­
juristen inzwischen im Strafge­
setzbuch doch noch einen Para­
grafen gefunden, der sich - mit 
etwas gutem Willen - als Rechts­
grundlage heranziehen lässt. 

Dabei geht es längst nicht 
mehr nur um jüdische Einrich­
tungen. «Der Bund kann nicht 
ein Sondergesetz für eine Min­
derheit erlassen», sagt Marc 
Schinzel vom Bundesamt für Jus­
tiz. Laut der Verordnung könn­
ten auch andere Minderheiten 
Ansprüche anmelden, etwa Mus-

lime, Fahrende oder Homosexu­
elle. Diese Gruppierungen kön­
nen sich «jedoch nicht einfach 
beim Bund melden, um Geld zu 
erhalten», sagt Andre Duvillard, 
der Delegierte des Bundesrats für 
den Sicherheitsverbund Schweiz. 

Voraussetzung ist laut Verord­
nung, dass die betroffene Min­
derheit «ein besonderes Schutz­
bedürfnis» aufweist. Wer ein sol­
ches hat und wer nicht, soll durch 
die Sicherheitsbehörden von 
Bund und Kantonen bestimmt 
werden, sagt Duvillard. «Derzeit 
erfüllen zwei Minderheiten die 
Voraussetzung: die jüdische und 
die muslimische Gemeinschaft.» 

Kommt ein Spezialgesetz? 
Tatsächlich verlangen auch isla­
mische Organisationen Bundes­
hilfe. «Die Bedrohungslage für 
die muslimische Minderheit ist 
real», sagt Pascal Gemperli, Spre­
cher der Föderation Islamischer 
Dachorganisationen Schweiz 
(FIDS). «Sobald die Verordnung 

in Kraft ist, werden muslimische 
Organisationen sicher Unterstüt­
zung für Sicherheitsvorkehrun­
gen beantragen.» 

Die Geldmittel, die der Bun­
desrat zur Verfügung stellt, sind 
vorderhand auf 500 000 Franken 
pro Jahr beschränkt. Zudem 
erwartet er von den Kanto­
nen mindestens gleich hohe Bei­
träge. Gleichzeitig will die Lan­
desregierung bis Ende 2020 ab­
klären, ob sich der Bund noch 
stärker für den Minderheiten­
schutz engagieren soll. 

Das wäre gestützt auf die heu­
tige Rechtslage aber definitiv 
nicht möglich. «Der Verord­
nungsentwurf reizt die rechtli­
chen Möglichkeiten voll aus», 
sagt Schinzel. «Für allfällige wei­
tergehende Massnahmen des 
Bundes zum Schutz von Minder­
heiten bräuchte es ein eigenes 
Gesetz und wohl auch eine Ver­
fassungsänderung.» 

Markus Häfliger 

keit gestiegen, obwohl die Zahl 
der Hochschulabsolventen stetig 
zugenommen habe, sagt der 
stellvertretende Direktor der 
Schweizerischen Koordinations­
stelle für Bildungsforschung. Die 
Entwicklung hin zu mehr Terti­
ärabschlüssen habe in der 
Schweiz bereits Ende der 1990er­
Jahre mit der Gründung der 
Fach- und pädagogischen Hoch­
schulen eingesetzt. Zudem habe 
in vielen Bereichen die Profes­
sionalisierung stark zugenom­
men. «Für viele Berufe, die vor 
20 Jahren noch auf Sekundarstu­
fe II ausgebildet wurden, muss 
man heute eine tertiäre Ausbil-

Auch dazu liefert der Bericht 
Prognosen - und eine Ent­
warnung. Demnach steigt die 
Zahl der Studenten in den nächs­
ten 20 Jahren an den universitä­
ren Hochschulen um 19 Prozent, 
an den Fach- und pädagogischen 
Hochschulen um je 25 Prozent. 
Was die Studierendenzahlen für 
die Infrastrukturen der Bildungs­
institutionen bedeuten, konnten 
gestern weder die Kantone noch 
die Hochschulen beurteilen: Man 
müsse den fast 100-seitigen Be­
richt zuerst vertieft analysieren. 

Parlamentarier pflegen die Beziehung 
zwischen der Schweiz und der EU 
Rahmenabkommen Die EU/Efta­
Delegation von National- und 
Ständerat hat sich gestern im 
Bundeshaus mit dem EU-Parla­
mentsmitglied J(<lrn Dohrmann 
ausgetauscht. Der 50-jährige 
Däne ist der Vorsitzende der EU­
Parlamentarierdelegation für die 
Beziehungen zur Schweiz. Ange­
sichts der offenen Fragen beim 
Rahmenabkommen sei es ziel­
führend, dass nicht allein Minis­
ter und EU-Kommission in den 
Entscheid einbezogen seien, sag­
te Dohrmann. Wichtig seien auch 
Gespräche auf Parlamentarier­
ebene. Die Delegationen haben 
allein den Auftrag, Beziehungen 
zu fördern. Entscheidungsbefug­
nisse haben sie keine. 

Nationalrat Eric Nussbaumer 
(SP, BL) betonte die Wichtigkeit 
solcher informeller Treffen, 
gerade angesichts stark unter­
schiedlicher Auffassungen bei 
beiden Vertragspartnern. Die 
Schweizer Delegation, der auch 
CVP-Aussenpolitikerin Kathy 
Riklin (ZH) sowie SVP-Fraktions­
chef Thomas Aeschi (ZG) ange-

hören, hat daneben auch Hand­
festeres vorzuweisen. So werden 
die Bedenken der Schweizer 
Parlamentarier im Bericht des 
EU-Parlaments zum Rahmen­
abkommen festgehalten. FDP­
Nationalrat Hans-Peter Port­
mann (ZH), der die EU/Efta­
Delegation präsidiert, stellte 
diverse Anträge aus dem Gre­
mium in Aussicht - ohne kon­
krete Inhalte zu skizzieren. Die 
Anträge würden nun in den 
Aussenpolitischen Kommissio­
nen von National- und Stände­
rat gestellt, sagte Portmann. 

Aller Voraussicht nach werden 
die Kommissionen dann über das 
Thema «Zusatzerklärung» be­
finden. Anstelle von Nachver­
handlungen mit der EU über den 
Rahmenvertrag könnten in Zu­
satzerklärungen Präzisierungen 
vonseiten der Schweiz fest­
gehalten werden. So zum Bei­
spiel, dass die Übernahme der 
EU-Unionsbürgerrichtlinie für 
die Schweiz nicht infrage kommt. 

Beni Gafner 
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